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Praxis des Keichsgerichtes und die Frage des Verwal- 
tungsgerichtshofes. 

Eine intereſſante Erſcheinung der öſterr. Rechtsliteratur iſt die 
ſoeben von Baron Hye herausgegebene „Sammlung der Erkenntniſſe 
des Reichsgerichtes“), welche ſämmtliche feit der Activirung des 
Reichsgerichtes bis zum Schluſſe des Jahres 1873 von dieſem Ge- 
richte geſchöpften (49) Erkenntniſſe enthält, und zwar die wörtliche 
Mittheilung jedes dieſer Erkenntniſſe ſowie den vollſtändigen Abdruck 
der von dem Reichsgerichte ſelbſt bei jedem derſelben auch in for- 
mali beſchloſſenen Entſcheidungsgründe. Wir müſſen die mit einem 
ſyſtematiſchen und mit alphabetiſchem Sach- und Namenregiſter aus⸗ 
geſtattete Sammlung an fih als einen wichtigen Beitrag zur Klar- 
ſtellung der Verhältniſſe öffentlichen Rechtes in Oeſterreich und damit 
auch als eine Unterſtützung der Beſtrebungen dieſer Zeitſchrift auf 
das Wärmſte begrüßen. Der Herr Herausgeber hat feiner Samm- 


lung auch eine einleitende Betrachtung vorausgeſchickt, in welcher das 


Wirken und die Wirkungen des Reichsgerichtes im Allgemeinen bez 
leuchtet werden und zugleich auch die zur Zeit für das öffentliche 
Rechtsgebiet brennend gewordene Frage, die des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes, einer Erörterung unterzogen wird. 

In Bezug auf den Einfluß 
gerichtes hebt der Herr Verfaſſer u. A. hervor, daß ganz abgeſehen von 
den unmittelbaren Wirkungen der gefällten Entſcheidungen, durch 
welche zum Theil rechtliche Richtſchnur gebracht wurde in Verhält⸗ 
uffe, für welche es früher ſozuſagen kein Recht gab, auch ſchon der 
bloße Beſtand des Reichsgerichtes mittelbar mannigfache wohlthätige 
Rückwirkungen geäußert, alſo moraliſche Erfolge erwirkt habe. Es 
wurde nämlich einerſe. & ſehr häufig wahrgenommen, daß ſo manche, 
niedere und höhere Adu. niſtrativbehörden, welche bis dahin ihre Ent- 
ſcheidungen und Verfügungen den Parteien gegenüber theils gar nicht, 
theils nur ganz obenhin zu begründen gewohnt waren, dieselben nun⸗ 
mehr eingehend zu neotiviren, ja ſehr umſtändlich zu rechtfertigen 
pflegen. Andererſeits fiten die Fälle nicht felten, in welchen die Ne- 

*) Sammlung der nach gepflogener öffentlicher Verhandlung geſchöpften Er⸗ 


kenntniſſe des k. k. öſterr. Reichsgerichtes. Herausgegeben von Dr. Auton Hye, Freis 
herrn von Glunek. Wien, Manz, 1874. 


der Rechtſprechung des Reichs⸗ 


ierung ſelbſt den gegen fie gerichteten, bei dem Reichsgerichte ein- 
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gebrachten Klagen und Beſchwerden dadurch gerecht wurde und ab- 
half, daß ſie nach darüber bereits angeordneter reichsgerichtlicher Ver— 
handlung die den Gegenſtand der Klage oder Beſchwerde bildende 
adminiſtrative Verfügung, in Fällen von Verletzungen von Vermögens 
wie politiſchen Rechten gleichmäßig, zurückgezogen, den Beſchwerde⸗ 
führer freiwillig in allen Punkten klaglos geſtellt und ſohin eine 
Rechtsentſcheidung des Reichsgerichtes unnöthig gemacht hat. 

| Dennoch hätten die durch die bisherige Thätigkeit des Reichs⸗ 
gerichtes gewonnenen Erfahrungen auch einige Lücken und Mängel in 
den einſchlägigen Geſetzen erkennen laffen. 

| Es offenbarten fih vorerſt verſchiedene Unbeſtimmtheiten, Un⸗ 
zweckmäßigkeiten und Unzulänglichkeiten in denjenigen Geſetzen, welche 
ſich auf den Wirkungskreis, die Organiſation und die Geſchäftsführung 
des Neichsgerichtes ſelbſt beziehen. In dieſer Hinſicht wird betont, 
daß vermöge diefer Geſetze das materielle Recht, und ſelbſt in wich⸗ 
tigen Fällen, unter den Feſſeln einer an ſich ganz unweſentlichen 
Formalität zerdrückt wird und untergehen muß, indem das Geſetz 
vom 18. April 1869, Nr 44, R. G. Bl. einerſeits für gewiſſe 
Eingaben und Beſchwerden an das Reichsgericht abſolut unerſtreck⸗ 
bare und noch überdies relativ kurze Präcluſivfriſten (88 12, 17 und 
18), und andererſeits wenigſtens für die Signatur dieſer Beſchwer⸗ 
den den Advocaturszwang (ŞE 14, 16 und 17) vorſchreibt und zu⸗ 
gleich das Reichsgericht kategoriſch verpflichtet (§ 20), Eingaben, denen 
ein formelles geſetzliches Erforderniß mangelt, unbedingt zurückzu⸗ 
weiſen. 

Nicht minder unpaſſend hätten ſich in der Praxis bewährt die⸗ 
jenigen Beſtimmungen des eben citirten Geſetzes ($$ 33 und 35), 
wornach das Reichsgericht in zwei Fällen nur eine rein theoretiſche, 
und nicht einmal caſſatoriſche, viel weniger reformirende Judicatur 
zu fällen hat. Es geſchehe dies nach dieſen Geſetzesſtellen vorerſt bei 
Entſcheidung von Competenzeonflicten, wobei ſich die Judicatur des 
Reichsgerichtes ausſchließend auf das Erkeuntniß zu beſchränken hat, 
welche Behörden competent ſeien, ohne beifügen zu dürfen, daß dieſe 
und jene von der einen oder anderen hiernach geſetzlich incompetenten 
Behörde gefällte Entſcheidung null und wirkungslos ſei. „Wie nun, 
wenn eine derlei Behörde — wie dies ſchon vorgekommen iſt — 
nach erfolgter reichsgerichtlicher Entſcheidung eines affirmativen Com⸗ 
petenzconflictes ihre incompetent gefällte Entſcheidung nicht zurückzieht 
und der gegenüberſtehenden competenten Behörde das weitere Ein: 
ſchreiten wenigſtens indirect oder auf Umwegen vereitelt, und auf 
ſolche Weiſe zugleich die Geltung des reichsgerichtlichen Erkenntniſſes 
thatſächlich zerſtört! Wird durch folde Vorkommniſſe die Autorität 
der oberſtrichterlichen Sentenzen des höchſten (ſtaatsrechtlichen) Ge- 
richtshofes des Reiches, aber auch das Anſehen der Regierung und 
der Staatsgewalt überhaupt, nicht empfindlich geſchwächt und unter⸗ 
graben?“ 

Noch ſchwerer falle dieſer Vorwurf ins Gewicht in dem zweiten 
Falle (§ 35 a. a. O.), wenn nämlich das Reichsgericht bei Beſchwer⸗ 
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den wegen Verletzung eines politiſchen, durch die Verfaſſung gewähr⸗ 
leiſteten Rechtes ſein Judicat ausſchließend darauf zu beſchränken hat, 
daß durch die Verfügung dieſer oder jener (Staats- oder autonomen) 
Verwaltungsbehörde eine ſolche Verletzung ſtattgefunden habe, ohne — 
was doch ganz naturgemäß und in der Conſequenz eines wirklichen 
Rechtsſpruches gelegen wäre — beiſetzen zu dürfen, daß die erwähnte 
adminiſtrative Verfügung nichtig und wirkungslos ſei und ohne ferner 
ausſprechen zu dürfen, was hienach Rechtens ſei. 

Eine praktiſch Schwer empfindliche Lücke in unſeren Verfaſſungseinrich-⸗ 
tungen ſtelle fih aus den Erfahrungen ferner in dem Abgange eines dem 
Reichsgerichte analogen Gerichtshofes für die Entſcheidung von An— 
ſprüchen an das Geſammtärar beider Reichshälften der öſterreichiſch— 
ungariſchen Monarchie heraus, vor Allem aber in dem Abgange eines 
Verwaltungsgerichtshofes oder einer ſonſtigen verwaltungs— 
gerichtlichen Jaſtitution, indem aus dem Mangel einer ſolchen Ein- 
richtung die vielfach beklagte Verſchwommenheit der Grenz- und Scheide— 
linien zwiſchen der Competenz des Reichsgerichtes und der verwaltungs- 
gerichtlichen Jurisdiction reſultirt und jener Zuſtand ſich ergibt, daß 
in Bezug auf eine maßgebende Richtung der vom Reichsgerichte in 
Auſpruch genommenen Competenz (Art. 3, lit. a St. G. G. vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, betreffend Entſcheidung 
über Anſprüche an den Staat als ſolchen, beziehungsweiſe an die Re— 
gierung) dieſe Competenz von der Regierung conſtant und zwar unter 
Hinweiſung auf das diesfällige Competenzgebiet des Verwaltungs— 
gerichtshofes beſtritten wird. 

Baron Hye macht nun bezüglich der Herſtellung eines Ber- 
waltungsgerichtshofes folgenden Vorſchlag: 

Die Hinweiſung darauf, ſagt er, daß wir in Oeſterreich nun 
bereits fünf höchſte Gerichtsböfe, d. h. den oberft Gerichts- und 
Caſſationshof, das oberſte Gefällsgericht, den höchſten gemiſchten Ge- | 
richtsbof zur Entſcheidung von Rechtsfragen in Grundlaften-Ablö- | 
jungs und Regulirungsaugelegenheiten, den Staatsgerichtshof und das 
Reichsgericht, und weiters ſiebzehnerlei verſchiedene Verfahrensarten 
in Civilſtreitſachen haben, genüge wohl, „um darzuthun, daß die 
Schaffung auch noch eines beſonderen Verwaltungsgerichtshofes und eines 
particulären Verfahrens für denſelben ſchon aus legislatoriſch-techniſchen 
Rückſichten nicht empfohlen werden kann, und daß es noch viel ernſter 
aus dem Standpunkte der Geſetzgebungspolitik widerrathen werden 
muß, uuſeren oben aufgezählten fünf höchſten Gerichtshöfen noch den 
koſtſpieligen Apparat eines ſechſten oberſten Tribunals, und noch überdies 
mit eigenthümlichen Procedursvorſchriften, beizugeſellen. — Dadurch 
würde nicht bloß unſer ohnehin ſchon ſo künſtlich vergliederter und 
und Eoftipteliger Juſtizorganismus noch mehr complicirt und ver- 
theuert, ſondern zugleich — was wohl noch ſchwerer in's Gewicht 
fallen dürfte — dem Volke, vornehmlich allen nicht unmittelbar ge— 
ſetzes⸗ und rechtskundigen aber rechtfſuchenden Staatsaugehörigen, das 
Gemeinverſtändniß des Berufes ſowie des Jurisdictionsumfanges all' 
dieſer Palladien fomes allſeitigen Rechtsſchuzes und eben darum auch 
die Wege zu und auf denſelben in noch höherem Grade erſchwert 
werden, als dies ohnehin jetzt ſchon der Fall iſt. 

Aber wie ſoll die verfaſſungsmäßig zugeſicherte Wohlthat, 
wonach jeder Staatsangehörige auch feine durch geſetz- oder rechts- 
widrige adminiſtrative Verfügungen der in Alinea 2 des Art. 15 
des St. G. G., Nr. 144 R. G. B., bezeichneten Art begründeten 
Anſprüche vor einem Gerichtshofe geltend zu machen berechtiget wurde, 
auf eine andere Weiſe, als eben nur durch die daſelbſt in Ausſicht 
geſtellte Errichtung eines Verwaltungs-Gerichtshofes in Erfüllung ge— 
bracht werden? 

Einfach auf folgende Art: - 

„Die Geſetzgebung möge von der Errichtung eines 
eigenen Verwaltungs⸗ Gerichtshofes gänzlich abſtehen 
und ſtatt desſelben Jedem, der in Steuer- und Ge⸗ 
bührenſachen ſich durch eine in letzter Inſtanz ergan⸗ 
gene Entſcheidung der (Finanz-) Verwaltungsbehörde 
in ſeinen Rechten gekränkt erachtet, dagegen eine 
Rechtsberufung an das oberſte Gefällsgericht zugez) 
ſtehen, und dieſes hat hierüber nach vorläufig zu 
pflegendem, contradictoriſchem, mündlichem und öffent⸗ 
lichem Verfahren endgiltig zu Recht zu erkennen. 

Die Geltendmachung aller anderen Anſprüche der 
erwähnten Art werden von dem Geſetze zur Judicatur 
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des Reichsgerichtes verwieſen, welches hierüber ganz 
ſo, wie über die im Art. 3, lit. a des St. G. G., Nr. 143 
R. G. B., bezeichneten Anſprüche zu erkennen haben 
U e 

Durch dieſe Löſungsart des in Frage ſtehenden Problems würde 
vorerſt der unſchätzbare praktiſche Vortheil des durchgreifenden Ab⸗ 
geſchnittenſeins aller Competenzconflicte zwiſchen dem Reichsgerichte 
und dem (eventuellen) Verwaltungs⸗Gerichtshofe erreicht werden. — 
Dieſer Vortheil muß und wird wohl ſchon für ſich allein den Aus— 
ſchlag geben, wenn erwogen wird, daß nach dem Zeugniſſe der Er- 
kenntniſſe des Reichsgerichtes diefe Competenzbeſtreitungen ſchon bisher 
ſo häufig waren und gerade von Seite der Regierung erhoben wurden, 
und als die damit verknüpfte Erſchwerung und Unſicherheit der 
Rechts durchſetzung eben fo peinlich für die Geſtion des Reichsge⸗ 
richtes als für die rechtſuchenden Parteien iſt. Dieſes Uebel würde 
aber durch die Errichtung eines ſelbſtſtändigen Verwaltungs- Gerichts- 
hoſes nicht nur nicht beſeitigt oder auch nur vermindert, ſondern 
vielmehr vermehrt werden. In der Regierungsvorlage, betreffend die 
Errichtung eines Verwaltungs⸗Gerichtshofes hat nämlich die hohe 
Regierung ſelbſt conſtatirt, daß fih vermöge dieſer Errichtung die 
erwähnten Competenzconflicte ſogar häufen werden, und für die 
Austragung derſelben ein Mittel vorgeſchlagen, welches den Dies- 
fälligen Organismus nur noch mehr compliciren würde, nämlich die 
Schaffung eines weiteren oberſten Tribunals, d. i. eines aus Mit⸗ 
gliedern der zwei genannten Gerichtshöfe zuſammengeſetzten Compe⸗ 
tenz⸗Entſcheidungsſenats, unter dem Vorſitze des Präſidenten eines 
dritten Gerichtshofes! Hierbei würde überdies nach dem natürlichen 
Gange der Dinge die letzte höchſtrichterliche Entſcheidung ſolcher 
Competenzconflicte in Wirklichkeit nicht mehr von einem Collegium, 
ſondern von dem ſubjectiven Ermeſſen eines einzigen Richters, nämlich 
von dem Vorſitzenden dieſes gemiſchten Senates gefällt werden. 
Dagegen würde durch die hier vorgeſchlagenen geſetzlichen Be- 
ſtimmungen eine ſehr weſentliche Vereinfachung des Juſtizorganismus 
und der verſchiedenartigen Competenzbeſtimmungen und der gewiß 
auch nicht zu unterſchätzende Vortheil der legislativen Rechtscontinuität 
erzielt, nämlich das Anſchließen einer neuen, aber allfeitig als unent⸗ 
behrlich erkannten Rechtsinſtitution an bereits vorhandene, praktisch 
eingelebte und bewährte Gerichtseinrichtungen und Proceduren herbei 
geführt werden. 

Nicht minder möge die Erſparung des ohne Zweifel namhaften 
Staatsaufwandes ins Gewicht fallen, den die unter allen Uniſtänden 
ſehr koſtſpielige Herſtellung und Erhaltung eines felbſtſtändigen Ber- 
waltungsgerichtshofes in Anſpruch nehmen würde. 

Durch die Ausſcheidung derjenigen von den in Rede ſtehenden 
Anſprüchen, welche fih auf Steuer- und Gebührenſachen beziehen, von 
allen übrigen Kategorien derſelben und durch deren Unterſtellung unter 
die Jurisdiction des oberſten Gefällsgerichtes wird insbeſondere auch 
der gerechte Wunſch Derjenigen befriedigt, welche in letzter Linie eine 
richterliche Judicatur vor Allem in Steuer- und Gebührenſachen ver- 
langen, weil die Beſchwerden und Rechtsanſprüche von Parteien gerade 
aus dieſer Kategorie das bei Weitem zahlreichſte Contingent unter 
den erwähnten Anſprüchen und zugleich das praktiſch, materiell und 
der Zeit nach dringendſte Bedürfniß der Staatsangehörigen bilden. 

Die bisherige Zuſammenſetzung und Wirkſamkeit des oberſten 
Gefällsgerichtes gibt der Staatsverwaltung und den Parteien volle 
Bürgſchaft dafür, daß auf ſolche Weiſe einerſeits über die in Rede 
ſtehenden Anſprüche in letzter Inſtanz und endgiltig von einem über— 
wiegend aus Richtern zuſammengeſetzten Collegium ein Rechtsſpruch 
gefällt, und daß derſelbe andererſeits mit vollſter Sachkenntniß und 
nach ſachkundiger Erwägung unſerer dermaligen, zugeſtanden ſehr com- 
plicirten und vagen, Vorſchriften in Steuer- und Gebührenſachen 


Nur anmerkungsweiſegibt der Herr Verfaſſer auch zu erwägen, ob es nicht im 
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Intereſſe der Vereinfachung des Geſchäflsganges, der Zeite und Koſtenerſparung und 


der Wahrung des Anſehens der höchiten admintjtrativen Behörde zweckmäß'ger wäre, 


den Rechtsweg an die als oberſte Verwaltangegerichte hinzuſtellenden Gerichtshöfe 
ſchon gegen die Entſcheidung der zweiten adminiſtrativen Inſtanz; zu eröffnen, oder 
noch abſchneidender, dem durch eine Entſcheiduns der Landesbehörde ſich beſchwert Er: 
achtenden freizuſtellen, ob er dagegen die Enticheidung der höheren adminiſtrativen 
Behörde (deren Ausſpruch aber dann wohl ſelbſtverſtändlich endgiltig, und wider 
welchen daher jeder weitere Rechtszug abgeſchuitten fein müßte) — oder die richterliche 
Judicatur des oberſten Verwaltungegerichtes anrufen wolle. 


geſchöpft werden wird. — Das oberſte Gefällsgericht iſt nämlich 
($$ 797 und 798 des St. G. G. über Gefällsübertretungen) zu- 
ſammengeſetzt aus dem Präſidenten des oberſten Gerichtshofes oder 
jenem Stellvertreter, drei Juſtiz-Hofräthen und drei Räthen der 
oberſten Finanz-Adminiſtrativbehörde (nebſt einem Protokollführer), 
beſteht demnach in der Majorität ſeiner Stimmführer aus Richtern 
im ſtrengen Sinne des Wortes und noch überdies aus Richtern des 
oberſten Gerichtshofes, und hat zu weiteren Stimmführern drei nach 
ihrem Berufe und ihrer praktiſchen Geſchäftsthätigkeit mit allen Zweigen 
der Steuer- und Gebühreuvorſchriften ſpecifiſch vertraute hohe Admi⸗ 
niſtrativbeamte. — Dasſelbe hat ſelbſt in feiner bisherigen, faſt 
vierzigjährigen Wirkſamkeit als oberſtes Strafgericht über Gefälls⸗ 
übertretungen ſich mit den zur Handhab 
und Zölle erlaſſenen Geſetz 


und en und Vorſchriften, alſo mit dem Einen 
Theile der Steuergeſetzg 


. eſetzgebung vertraut gewacht und wird daher, zus 
mal unter dem Beirathe der gedachten Finanz⸗Adminiſtrationsorgane, 
ohne alle Schwierigkeit ſein Richteramt auch auf den auderen Theil 
der Steuergeſetze (directe Steuern und Gebühren) ausdehnen. 

Dieſe ſchon in der beſtehenden Einrichtung des oberſten Gefälls— 
gerichtes liegenden Bürgſchaften werden aber noch bedeutend dadurch 
erhöht werden, wenn nach dem obigen Vorſchlage für die diesfälligen 
Nechtsſtreite auch bei dem oberſten Gefällsgerichte ein contradictoriſches, 
münbliches Verfahren vorgeſchrieben werden wird. 

I“ Durch die Unterſtellung aller übrigen im zweiten Alinea des 
Art. 15 des St. G. G., Nr. 144 R. G. Bl. nur ganz allgemein 
charakteriſitten, Agenden eines eventuellen Verwaltungsgerichtshofes 
ne die Jurisdiction des Reichsgerichtes nach Maßgabe des Art. 3, 
11 55 8 ner Nr. 143 R. G. Bl., wird nun allerdings 
diem letzteren Tribunal ‚eine verwaltungsgerichtliche Competenz zu⸗ 
gewieſen werden. Allein ein ſolcher Wirkungskreis des Reichsgerichtes, 
wonach dasſelbe nämlich zugleich als Verwaltungsgerichtshof zu fun- 
giren haben würd 

durch das vorgeſchlagene Gef 
endern nur quantitativ etwas 
klaren Wortlaute der lit. b p 
N. G. Bl., dem 


gerichtliche Compe 


etz keineswegs erft qualitativ neu creirt, 


es Art. 3 des St. G. G., Nr. 143 
Reichsgerichte ſchon bisher eine ſtricte verwaltungs⸗ 
8 N: teng zugewieſen it, oder daß dasſelbe mit anderen 
Worten auch bisher ſchon nach Einer Richtung als Verwaltungs- 
gerichtshof fungirt habe und fungiren mußte. Hieraus erhellt zugleich, 
daß der ſchon mehrfach gehörten Doctrin, man ſolle bei der Ver⸗ 


faſſung des einſchlägigen Geſetzes vor Allem den erhabenen Beruf des 


Reichsgerichtes ſtrenge auseinander halten von den Functionen eines 
bloßen Verwaltungsgerichtshofes, wenigſtens aus dem Standpunkte 
unſerer beſtehenden Verfaſſungsgeſetze keine innere Wahrheit zu Grunde 
liegt. Hienach läßt ſich denn von einer nüchternen Geſetzgebung auch 
erwarten, daß ſie nicht aus bloßer Liebhaberei für ein völlig un— 
praktiſches Princip, das übrigens ſelbſt theoretiſch noch niemals ſcharf 
präciſtrt wurde, davon zuruͤckſcheuen werde, dem Reichsgerichte zu 
ſeinen bisherigen verwaltungsgerichtlichen Competenzen noch einen 
weiteren ſolchen Theil zuzuwetſen und den Gegenſtand der Frage 
überhaupt auf eine den gegebenen Verhältniſſen angepaßte und prak— 
tiſche Weiſe zur Austragung zu bringen. 


Durch den vorſtehenden Vorſchlag wird überdies der verwal- 


tungsgerichtliche Wirkungskreis des Reichsgerichtes ausſchließend auf 
das Richteramt über ſolche Verfügungen von Adminiſtrativbehörden 
ausgedehnt werden, wodurch fich Jemand nicht in feinem Privatrechte 
gegenüber einer Privatperſon (in welchem Falle nach Minea 1 des 
oft eitirten Art. 15 immer nur der ordentliche Richter angerufen 


werden kann), ſondern vermöge Minea 2 ebenda außerdem, aljo gegen- 


über dem Staate, einem Lande, einer Gemeinde, in ſeinen Rechten 
verletzt erachtet. Wenn die hiebei verletzten Rechte des Beſchwerde— 
ſührers nun auch häufig, ja fogar mehrentheils Privatrechte desſelben 
(3. B. Vermögens-, Familienrechte u. i. f.) ſein werden: ſo iſt es 


doch immer eine Action der Staats- oder ſonſt einer öffentlichen 


Gewalt, durch welche die Verletzung erfolgt, daher die Klage oder 


Beſchwerde immer aus dem Standpunkte des öffentlichen Rechtes erhoben 


und auch zu beurtheilen kommen wird, wonach es ſich alſo in derlei Fällen 
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ung der indirecten Abgaben 


e, hat ja auch bisher ſchon beſtanden und wird daher 


erweitert werden, indem ja nach dem 


ausſchließend um die Beurtheilung handeln kann und wird, ob und in wie 


Terne die betreffendeöffentliche [Staats- Landes oder Gemeinde-) Behörde 


vermöge der ihr zukommenden Attribute der Re 


. : gierungshoheit zu dieſem 
Eingriffe in das Privattecht des Einzelnen be 


Es werden demnach in allen Fällen nur Streitigkeiten des öffentlichen 
Rechtes fein, welche nach dieſem Vorſchlage der Competenz des Meihe- 
gerichtes neu zugewieſen werden ſollen. Damit wird aber das Reichs⸗ 
gericht ſeinem eigentlichen Berufe nicht nur nicht entfremdet, ſondern 
dieſer Beruf vielmehr ſinugetreu im Geiſte unſerer Verfaſſungsgeſetze 
weiter ausgebildet, denn das oftgenannte St. G. G. Nr. 143 
R. G. Bl., hat ja im Art. 1, zuſammengehalten mit Art. 3, lit. a, 
doch unläugbar das Weſen der reichsgerichtlichen Jurisdiction in ſeinen 
Beruf zur Entſcheidung von Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes 
gelegt und eben da den charakteriſchen Unterſchied des Reichsgerichtes 
von anderen Gerichten nur in deſſen Scheidung von der Gerichts— 
barkeit der ordentlichen (über Privatrechts-Streitigkeiten judicirenden) 
Gerichte, keineswegs aber in den Gegenſatz zum Verwaltungsgerichts— 
hof gelegt. 

Bei der hier vorgeſchlagenen Auftheilung der deukbaren Agenden 
eines Verwaltungs-Gerichtshofes theils zum oberſten Gefällsgerichte, 
theils zum Reichsgerichte wird übrigens als ſelbſtverſtändlich voraus⸗ 
geſetzt, daß dieſen beiden Gerichtshöfen auch in Anſehung der hiernach 
ihrem Richteramte neu zuzuweiſenden Streitſachen von dem Geſetze 
nicht bloß eine caſſatoriſche, ſondern nach Wortlaut und Sinn des 
Alinea 2 des Art. 15 des St. G. G., Nr. 144 R. G. B., eine 
wirklich rechtſprechende und (die angefochtenen adminiſtrativen Ent 
ſcheidungen) reformirende Judicatur eingeräumt werden wird, 

Die hiernach ſpeciell dem Reichsgerichte neu zuwachſenden Ge— 
ſchäfte werden nach den bisherigen Erfahrungen dasſelbe weder quan- 
titativ beträchtlich mehr belaſten, noch ihm qualitativ neue Agenden 
zuführen. Zu dieſen ihm neu zuwachſenden Geſchäften werden näm— 
lich vorerſt jene ſchon an fich ſehr ſeltenen Fälle gehören, in denen 
Jemand über eine durch adminiſtrative Verfügung erfolgte Verletzung 
eines politiſchen Rechtes Beſchwerde führt, worüber dem Reichsge⸗ 
richte bisher vermöge lit. b des Art. 3 des St. G. G., Nr. 143 
R. G. B., eine Judicatur dann nicht zukam, wenn dieſes Recht nicht 
| auh durch die Verfaſſung gewährleiſtet erſchien. 

Dahin würden ferner zu zählen fein, Anſprüche an den Staat, 
an ein Land oder an eine Gemeinde, die aus einem durch eine ad— 
miniſtrative Verfügung erfolgten Eingriffe in das Eigenthumsrecht 
abgeleitet oder auf Zuerkennung eines durch adminiſtrative Verfü⸗ 
gungen vorenthaltenen oder verkürzten (Activitäts- oder Ruhe-) Ge- 
haltes, Quartiergeldes, oder von Functions- und Activitäts-Zulagen, 
Subſtitutions., Reiſe-, Ueberſtedlungsgebühren, Ausfolgung von Dienſt⸗ 
cautionen und dgl. gerichtet ſind, lauter Gegenſtände alſo, worüber 
ſich das Reichsgericht auch bisher ſchon mit den einſchlägigen admi⸗ 
niſtrativen Vorſchriften vertraut machen und Recht ſprechen mußte. 

Eben deßhalb wird die vorgeſchlagene nicht ſehr erhebliche Ge— 
ſchäftsvermehrung des Reichsgerichtes auch keine Aenderung in der 
Organiſation und Einrichtung desſelben, in der Art der Ernennung 
ſeiner Mitglieder oder in den für ſein Verfahren und ſeine ſonſtige 
Geſchäftsgeſtion beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, ja nicht ein⸗ 


mal eine Vermehrung ſeines Hilfsbeamten-Perſonals nöthig machen 
eichsgerichte zu— 


und höchſtens in dem Falle, wenn die dadurch dem R 

gehende geſchaͤftliche Arbeitsvermehrung wider Vermuthen für die bis⸗ 
ber beſtehenden (nur zwei) ſtändigen Referenten zu ſtark werden 
ſollte, eine Vermehrung dieſer Referentenſtellen noch um eine oder 
zwei ſolcher Stellen nach ſich ziehen. Eine ſolche Vermehrung iſt 
aber bereits durch das beſtehende Geſetz (§ 3 des Geſetzes vom 18. 
April 1869, Nr. 44 R. G B.) in unbeſchränkter Anzahl offen 
gehalten. 

Es bedarf endlich wohl kaum noch der Erw 
vie hier vorgeſchlagene Organiſation der verwaltungsgerichtlichen Ju- 
dicatur dasjenige, was in dem oft angezogenen Art. 15 des 
St. G. G., Nr. 144 R. G. B. als Complement unſerer rechtsſtaatli. 
chen Einrichtungen zugeſichert worden iſt, allerdings unter veränder— 
tem Namen, aber der Sache nach in volle und ſinngetreue Ausfüh— 
rung gebracht werden und daß demnach dagegen wohl kaum von ir— 
gend welcher Seite her die Einwendung zu beſorgen ſein würde: es 
bliebe auf ſolche Weile eine ſtaatsgrundgeſetzliche Verheißung uns 
erfüllt! 


ähnung, daß durch 


Eben deßhalb würde wohl auch die zur Durchführung dieſer 
veränderten Organiſation erforderliche Erlaſſung einiger, mit wenigen 
Strichen ausführbaren Geſetze, nämlich die Abänderung der mehrer 


fugt war oder nicht. — wähnten Beſtimmungen zweier Staatsgrundgeſetze (Nr. 143 R. G. B. 


Art. 3 und Nr. 144 R. G. B., Art. 
forderlichen Zuſtimmung von mindeſtens 
beiden Häuſern des Reichsrathes auf keine 
ſtoßen.“ 

Wir wollen zu dieſem Vorſchlage nur einige Worte ſagen. 

Der Gedanke, die Creirung eines neuen oberſten Gerichtshofes 
für Streitigkeiten öffentlichen Rechts und damit eine weitere Com- 
plicirung des Verwaltungsapparates zu vermeiden, ſcheint ſehr beach- 
tenswerth. Geradezu unthunlich wäre es aber, nach der Creirung 
eines Verwaltungsgerichtshofes heutiger Propoſition das Reichsgericht 
bei dem Umfange feiner dermaligen verwaltungsgerichtlichen Compe— 
tenz zu belaſſen. 

Der Punkt, den der Herr Verfaſſer bezüglich der Einrichtung 
der Verwaltungsrechtſprechung nur nebenbei, anmerkungsweiſe andeu— 
tet, nämlich die Erwägung der Frage, ob nicht der Rechtsweg an 
den Verwaltungsgerichtshof ſchon gegen die Entſcheidung der zweiten 
adminiſtrativen Inſtanz (der Landesbehörde) zu eröffnen ſei, ſcheint 
uns eine Capitalfrage zu ſein und es dürfte ſich an die Erwägung 
dieſer Frage als ebenfalls hochwichtig die Frage der Einrichtung des 
Verfahrens bei den untern Verwaltungsinſtanzen knüpfen müſſen. 

Die Meinung, daß durch die Uebertragung der rechtſprechenden 
Aufgaben des Verwaltungsgerichtshofes an das Reichsgericht bei 
letzterem keine Aenderung in der Organiſation und Einrichtung 
desſelben, in der Art der Ernennung ſeiner Mitglieder u. ſ. w. ein⸗ 
zutreten brauchte, können wir wohl nicht theilen. Vor allem ſcheint 
fih der Herr Verfaſſer keine rechte Vorſtellung von dem ſehr pe- 
trächtlichen Umfange der verwaltungsrechtlichen Streitſachen zu machen. 
Den heutigen Modus der Ernennung der Mitglieder des Reichsge— 
richts beizubehalten auch dann, wenn das Reichsgericht zur Haupt⸗ 
ſache (und das würde der Fall ſein) Verwaltungsgericht wäre, dürfte 
ſchon aus einfach praktiſchen Gründen nicht mehr zu empfehlen ſein. 


15) mittelſt der hiezu er⸗ 
zwei Drittel Stimmen in 
beſonderen Schwierigkeiten 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Feuerwehrvereine als ſolche haben keinen Anſpruch auf den Bezug 
der Lebensrettungstaglia. 

Die freiwilligen Feuerwehren von K., St., M. und F. gaben 
bei der Bezirkshauptmannſchaft an, durch ihr Zuſammenwirken bei 
dem Kohlenbergwerksbrande in Th. am 24. April 1873 63 Men⸗ 
ſchen vor dem Erſtickungstode dadurch gerettet zu haben, daß ſie nach 
dem Einſturze des einen Schachtes das bereits in Brand gerathene 
Gebälke des zweiten Schachtes löſchten und ſomit den Einſturz auch 
dieſes Schachtes verhinderten. Nicht nur daß hiezu eine vereinte 
mühevolle Anſtrengung nothwendig geweſen, die löſchende Mannſchaft 
telbft habe ſich durch den möglichen Einſturz des erwähnten Shad- 
tes und mehrerer anderer in Brand gerathenen, außerhalb befindlichen 
Objecte, insbeſonders einer über die Köpfe der Mannſchaft hinweg— 
führenden Eiſenbahnbrücke am eigenen Leben bedroht geſehen. Sie 
ſchritten nun um die für 63 Perſonen à 25 fl. entfallende Lebens⸗ 
rettungstaglia im Betrage von 1575 fl., welchen fie unter fidh gleich 
mäßig theilen wollten, mit dem Beifügen ein, daß, da die einzelnen 
Wehrmänner nicht nach eigener Wahl, ſondern nach Commando ihre 
Poſten einnahmen und am Rettungswerke arbeiteten, es auch nur 
einem einheitlichen opferwilligen Zuſammenwirken gelingen konnte, das 
Löſchungswerk zu vollführen, wohl nur die Geſammtleiſtungen der 
Vereine, nicht die Leiſtungen der Einzelnen in Betracht zu ziehen 
kommen, daher auch kein Wehrmann für fih einen Tagliaanſpruch 
erhebe. 

’ Die Bezirkshauptmannſchaft erklärte, dieſes Geſuch nicht einbe— 
gleiten zu können, weil eine Lebensgefahr des Retters bei Vereinen, welche 
als moraliſche Perſonen kein phyſiſches Leben haben, gar nicht ein- 
trete, wie denn auch weder behauptet noch nachgewieſen wurde, daß 
einzelne beſtimmte Wehrmänner ſich in Lebensgefahr befanden; 
endlich jet ja die Rettung von Perſonen und Gütern bei Feuersgefahr 
ſelbſt mit eigener Gefahr für die einzelnen Mitglieder der ſchöne und 
gemeinnützige Zweck der Feuerwehrvereine. 

Die Feuerwehren recurrirten an die Statthalterei, indem fie 
hervorhoben, daß die Gefahr, worin ſich die Geſammtheit der Wehr- 
männer befand, zugleich eine Lebensgefahr der Einzelnen geweſen ſei, 


68 


wie denn auch ganze Regimenter eine Geſammtbelohnung für befon- 
dere Leiſtungen erhalten, daß die einzelnen Wehrmänner ihre Beloh— 
nungsanſprüche dem Vereine übertragen hätten und daß die Taglia 
nicht als Gewinn, ſondern als Beitrag für die zur Wirkſamkeit der 
Vereine erforderlichen Auslagen angeſtrebt werde. 

Die Statthalterei jedeh gab der Berufung der vier Feuerwehr— 
vereine keine Folge. 

Das Miniſterium des Innern ift mit Entſcheidung vom 4. Dc- 
tober 1873, 3. 16.195, auf den auch an dasſelbe gerichteten Recurs 
aus dem formellen Grunde nicht eingegangen, weil der bezügliche 
Taglienanſpruch erſt nach Verlauf der für Geltendmachung derartiger 
Anſprüche in der Normalvorſchrift vom Jahre 1780 (Hofdecret vom 
25. Jänner 1827, P. G. S. Nied.⸗Oeſterr. p. 47) feſtgeſetzten vier⸗ 
wöchentlichen Fallfriſt eingebracht worden iſt. — 


Notiz. 

(Unfläthige Aeußerung nicht Ehrenbeleidigung.) Der Ange- 
ſchuldigte W. war überwieſen, zu dem Privatkläger S., welcher ihn aufforderte, 
Steine aus einem Waſſergraben zu beſeitigen, auf freiem Felde vor mehreren Leuten 
geſagt zu haben: Du kannſt mich lecken. Der gegen das freiſprechende Erkennt— 
niß des k. k. Bezirksgerichtes Mödling von dem Privatkläger ergriffenen Berufung 
wurde von dem k. k. Oberlandesgerichte Wien in der Erwägung ftattgegeben, daß die 
fragliche Aeußerung die Merkmale des § 491 St. G. enthalte, da der Privatkläger 
durch dieſe Zumuthung dem öffentlichen Spotte ausgeſetzt und dies auch beabfichtigt 
wurde. Dagegen hat der k. k. oberſte Gerichtshof (Entſcheidung vom 8. Sept. 1872, 
3. 9029) das Urtheil der erſten Inſtanz beſtätigt, denn in der unfläthigen Aeußerung, 
welche W. bei dem Anlaſfe gebrauchte, als er der Aufforderung des S., Steine aus 
einem Graben zu beſeitigen, Folge zu leiſten fich weigerte, kann, da jene Aeußerung 
keine Beſchimpſung ausdrückt, nicht der Thatbeſtand der im § 496 St. G., aber auch 
nicht der Thatbeſtand der im § 491 St. G. bezeichneten Uebertretung gegen die 
Sicherheit der Ehre erkannt werden, weil nach dem Inhalte jener Aeußerung der 
Privatkläger keiner verächtlichen Eigenſchaften oder Geſinnungen geziehen, noch auch 
dem öffentlichen Spotte ausgeſetzt wurde, ſondern jene unanſtändige Aeußerung, wie 
aus dem Hergange jenes Vorfalles mit zureichendem Grunde gefolgert werden muß 
nur den beharrlichen Widerſtand des Angeklagten, jener an ihn gerichteten Auffor⸗ 
derung zu entſprechen, zu bezeichnen, nicht aber der Ehre und Achtung des Private 
klägers Abbruch zuzufügen geeignet war. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. und k. Generalconful Legationsrathe Ernſt 
Freiherr von Brenner das Comthurkreuz des Franz-Joſeph⸗Ordens mit dem Sterne 
verliehen. 

$ Seine Majeftät haben dem Vicedirector der k. k. adminiſtrativen Statiſtik 
Joſef Rofſiwall Titel und Charakter eines Regierungsrathes tarfrei veriehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmann Carl Ruff in Teſchen den 
Titel und Charakter eines Regierungsrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirköhauptmann Wilhelm Peintiger zum 
Stotthaltereirathe extra statum in Niederöſtereich ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Franz Reiß zu Kirling das goldene 
Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Generalconſul in Odeſſa Dr. Carl 
Princig v. Herwalt das Conmthurkreuz des Franz-⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Oberforſtmeiſter und Vorſtande der Forſt- und 
Domänendirection in Görz Albert Thieriot taxfrei den Titel und Charakter eines 
Hofrathes verliehen # 

Seine Majeftät haben dem Seeretär der öſterr. Bankgeſellſchaft Otto Huber 
den Titel eines £airerl. Rathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den im Miniſterium des Innern in Verwendung 
ſtehenden Bezirkscommiſſär Guſtav Klingner und den Miniſterialconeipiſten Dr. 
Joſef Saller zu Minifterial-Bicejecretären im Miniſterum des Innern ernannt 


Erledigungen. 


Rechnungsrathsſtelle bei der Fina nzdirection für Ober-Oeſterreich in der 
achten Rangsclaſſe, dann eine Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten, eventuell 
eine Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe oder eine Rechnungsaſſi⸗ 
ſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bis 7. Mai (Amtsblatt Nr. 85.) 

Concipiſtenſtelle beim Innsbrucker Stadtmagiſtrate mit 800 fl. Jahresgehalt 
nebſt 4 Quinquenalzulagen à 100 fl., bis 20. Mai. (Amisbl. Nr. 85). 

Bezirksſecretärsſtelle bei der St. Pöltner Bezirkshauptmannſchaft in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 26. April. (Amtsbl. Nr. 85.) 

Vier Finanz⸗Concipiſtenſtellen in der zehnten Rangsclaſſe bei den leitenden 
Finanzbehörden in Nieder⸗Oeſterreich, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 86). 

Bau- und Maſchinen⸗Elevenſtelle mit 500 fl. Adjntum bei dem Staate berg- 
werke zu Idria, bis 10. Mai. (Amtsbl. Nr. 87). 

Zwei Bezirkscommiſſärſtellen in Böhmen mit der neunten Rangsclaſſe, bis 
Ende April. (Amtsbl. Nr. 90). 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


